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1    Rechtsgrundlagen  
    

  Baugesetzbuch 

 

 (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) 

    

  Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 
(BGBl. I S. 3786)  

    

  Planzeichenverordnung  (PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057); 
die im nachfolgenden Text zitierten Nummern beziehen sich auf 
den Anhang zur PlanZV 

    

  Landesbauordnung für 
Baden-Württemberg 

 (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613)  

    

  Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg 

 (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBl. BW S. 581, ber. 
S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2018 (GBl. 
S. 221) 

    

  Bundesnaturschutzgesetz   (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434) 

    

  Naturschutzgesetz Ba-
den-Württemberg 

 (NatSchG Baden-Württemberg) vom 23.06.2015 (GBl. 2015 
S. 585), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GBL. 
S. 597) 

    

  Bundes-Immissions-
schutzgesetz 

 (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.07.2017 
(BGBl. I S. 2771) 
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2    Planungsrechtliche Festsetzungen (PF) mit Zeichen-
erklärung 

    

    Allgemeines Wohngebiet 1 

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO (die der Versorgung 
des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften so-
wie nicht störende Handwerksbetriebe) sowie die Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO (Anlagen für sportliche Zwecke) können 
nur ausnahmsweise zugelassen werden (§ 1 Abs. 5 BauNVO).  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 3 und 5 BauNVO (Anlagen für 
Verwaltungen, Tankstellen) werden nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

    Allgemeines Wohngebiet 2 

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO (Anlagen für sportli-
che Zwecke) können nur ausnahmsweise zugelassen werden (§ 1 
Abs. 5 BauNVO).  

Die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nrn. 3 und 5 BauNVO (Anlagen für 
Verwaltungen, Tankstellen) werden nicht Bestandteil des Bebau-
ungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 4 BauNVO; Nr. 1.1.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

    Dorfgebiet  

Die Nutzungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 9 BauNVO (Tankstellen) sind 
nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 BauNVO). Ausnahmsweise können 
Elektro-Tankstellen als einzelne Ladesäulen im Sinne von Tankstel-
len zugelassen werden (§ 1 Abs. 9 BauNVO). 

Die Nutzung nach § 5 Abs. 3 BauNVO (Vergnügungsstätten im 
Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) wird nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 5 BauNVO; Nr. 1.2.1. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

WA1 

MD 

WA2 
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  GRZ .... 

 

 Grundflächenzahl als Höchstmaß  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

  Überschreitung der 
Grundfläche  

 Die zulässige Grundfläche darf neben der in § 19 Abs. 4 Satz 2 
BauNVO getroffenen Vorschrift durch nicht vollflächig versiegelte 

− Stellplätze und 

− Zufahrten zu Stellplätzen und Garagen  

um weitere 50 %, jedoch höchstens bis zu einer Grundflächenzahl 
von 0,80 überschritten werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 19 Abs. 4 BauNVO) 

    

  Z .... 

 

 Zahl der Vollgeschoße als Höchstmaß  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 3 u. § 20 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.7. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

  WH .... m 

 

 Mittlere traufseitige Wandhöhe als Höchstmaß 

Bestimmung der WH: Mittelwert (arithmetischer) aus minimalem 
(bergseitigem) und maximalem (talseitigem) Abstand zwischen 
Oberkante des natürlichen Geländes und 

− bei Hauptgebäuden mit Satteldach: dem Schnittpunkt der Au-
ßenwand (außen) mit der Dachhaut (außen)  

− bei Hauptgebäuden mit Flachdach: der Oberkante der höchsten 
Attika; von außen sichtbare Mauern als Terrassenbrüstung zäh-
len dabei mit. 

Die Werte für den bergseitigen und talseitigen Abstand sind jeweils 
in der Mitte (zwischen den Giebelseiten) von sich gegenüber liegen-
den Traufseiten des Hauptgebäudes zu messen.  

Sofern zulässige, untergeordnete Widerkehre, Zwerchgiebel oder 
Dachaufbauten im Bereich des Schnittpunktes der Außenwand mit 
der Dachhaut liegen, ist die Verbindungslinie zwischen den nächst 
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gelegenen entsprechenden Schnittpunkten außerhalb solcher Bau-
teile maßgeblich. Dies gilt nicht für zulässige, jedoch nicht mehr als 
untergeordnet einzustufende Widerkehre, Zwerchgiebel oder Dach-
aufbauten, die im Bereich des Schnittpunktes der Außenwand mit 
der Dachhaut liegen. Hier ist die Wandhöhe am Schnittpunkt der 
Außenwand (außen) mit der Dachhaut (außen) des Widerkehres, 
Zwerchgiebels oder Dachaufbaus zu messen. Untergeordnet sind 
diese Bauteile dann, wenn sie nicht mehr als 50% der Hausbreite, 
gemessen jeweils an den Außenkanten der sich gegenüberliegenden 
Hauswände, einnehmen. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
siehe Planzeichnung) 

    

  FH .... m 

 

 Firsthöhe als Höchstwert  

Bestimmung der FH: Abstand zwischen Oberkante des natürlichen 
Geländes und 

− bei Hauptgebäuden mit Satteldach: der Oberkante des Dachfirs-
tes in der Mitte des höchsten Firstes des Gebäudes senkrecht nach 
unten gemessen.  

− bei Hauptgebäuden mit Flachdach wird die Höhe des Gebäudes 
ausschließlich durch die festgesetzte Wandhöhe begrenzt, die 
festgesetzte Firsthöhe ist daher nicht relevant.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 Abs. 2 Nr. 4 u. § 18 Abs. 1 BauNVO; 
Nr. 2.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

  o  Offene Bauweise  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 1 BauNVO; Nr. 3.1. PlanZV; 
siehe Planzeichnung)  

    

  a  Abweichende Bauweise; sie modifiziert die offene Bauweise wie 
folgt: Die Länge von Hauptgebäuden darf max. 75,00 m betragen 
(jegliche Richtung).  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 4 BauNVO; siehe Planzeichnung)  
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    Nur Einzel- und/oder Doppelhäuser zulässig  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 Abs. 2 BauNVO; Nr. 3.1.4. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

    Baugrenze 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 23 Abs. 1 u. 3 BauNVO; Nr. 3.5. PlanZV; 
siehe Planzeichnung) 

    

    Umgrenzung von Flächen für Garagen und/oder Carports; Gara-
gen und/oder Carports sind nur innerhalb dieser Flächen (und in-
nerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen) zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; § 12 BauNVO; Nr. 15.3. PlanZV; siehe 
Planzeichnung) 

    

  Nebenanlagen und sons-
tige bauliche Anlagen 
außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche 

 

 In den Baugebieten sind die gemäß § 14 BauNVO zulässigen Ne-
benanlagen, Tiefgaragen und nicht überdachte Stellplätze auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen bzw. außerhalb der 
Flächen für Garagen und/oder Carports zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB; §§ 12, 14 u. 23 BauNVO) 

    

  Höchstzulässige Zahl der 
Wohnungen im allge-
meinen Wohngebiet 1 
(WA1)  

 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden berech-
net sich aus der Grundstücksfläche geteilt durch 160 m². Der sich 
ergebende Wert wird nach den mathematischen Regeln gerundet. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

    

    Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind; innerhalb der Flächen sind keine baulichen Anlagen zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB; Nr. 15.8. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

    Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.1. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

ED 

GA 

    keine baulichen  
    Anlagen 
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    Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung als Multi-
funktionsplatz (Rathausvorplatz/Parkplatz/Bushaltestelle); die Er-
richtung von Gebäuden und Anlagen, die diesen öffentlichen Nut-
zungen dienen, ist zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.3. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

    Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung als Fuß-
gängerweg  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.3. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

    Verkehrsflächen als Begleitfläche; für Straßenbegleitgrün, Stell-
plätze, Randflächen (z.B. Schotter-Rasen, Rasenpflaster etc.);  

In den Bereichen, die für Grundstückszufahrten erforderlich sind, 
können diese Flächen unterbrochen und befestigt werden. 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; siehe Planzeichnung) 

    

    Straßenbegrenzungslinie; äußere Umgrenzung aller Verkehrsflä-
chen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

    Straßenbegrenzungslinie als Abgrenzung zwischen Verkehrsflä-
chen und Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB; Nr. 6.2. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

  Unterirdische Bauweise 
von Niederspannungslei-
tungen 

 Niederspannungsleitungen sind ausschließlich in unterirdischer 
Bauweise zulässig.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

    

  Versickerung von Nieder-
schlagswasser in den 
Baugebieten  

 In den Baugebieten ist Niederschlagswasser, das über die Dach- 
und Hofflächen anfällt, soweit dies auf Grund der Bodenbeschaffen-
heit möglich ist, auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone 
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 (z.B. Muldenversickerung, Flächenversickerung) in den Untergrund 
zu versickern. Die Versickerung von Niederschlagswasser über Si-
ckerschächte ist nicht zulässig. Die Ableitung in das Kanalnetz ist 
auf das unumgängliche Maß zu beschränken. 

Für alle baukonstruktiven Elemente, die großflächig mit Nieder-
schlagswasser in Berührung kommen (z.B. Dachdeckungen, jedoch 
nicht Rinnen, Fallrohre, Geländer etc.) sind Oberflächen aus Zink, 
Titan-Zink, Kupfer oder Blei unzulässig, sofern diese Oberflächen 
nicht mit geeigneten anderen Materialien (z.B. Kunststoff-Beschich-
tung) dauerhaft gegen Niederschlagswasser abgeschirmt werden.  

(§ 9 Abs. 1 Nrn. 14 u. 20 BauGB) 

    

    Öffentliche Grünfläche als Parkanlage  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB; Nr. 9. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

    Wasserfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB; Nr. 10.1. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

  Bodenbeläge in den 
Baugebieten  

 In den Baugebieten sind für  

− Stellplätze und 

− Zufahrten und andere untergeordnete Wege 

ausschließlich wasserdurchlässige Beläge (z.B. in Splitt verlegtes 
Pflaster mit Rasenfuge, Drainfugenpflaster, Rasengittersteine, 
Schotterrasen, Kiesflächen) zulässig. 

Dies gilt nicht für Bereiche, die auf Grund eines im Sinne dieser Pla-
nung zulässigen  

− Produktionsablaufes oder 

− regelmäßigen Befahrens mit Lkw oder 

− Verarbeitens oder Umlagerns von Grundwasser belas-
tenden Substanzen  

einen entsprechenden Bodenbelag erforderlich machen.  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Öffentliche Grünfläche 
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    Geh- und Fahrrecht zu Gunsten der Allgemeinheit 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB; Nr. 15.5. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

    Abgrenzung ("Nutzungskordel") von unterschiedlicher Art und/o-
der Maß der Nutzung  

(§ 9 Abs. 1 BauGB und § 16 Abs. 5 BauNVO; Nr. 15.14. PlanZV; 
siehe Planzeichnung)  

    

    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 14. Änderung des 
Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" der Gemeinde Wolfegg; 

die gesamten Festsetzungen für den Änderungsbereich befinden sich 
auf einer von der bisherigen Planzeichnung ausgekoppelten Plan-
zeichnung (auf der Grundlage der aktuellen Flurkarte). Die Inhalte 
des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" (Satzungsbeschluss 
16.11.1982 rechtsverbindlich seit 26.11.1982) sowie alle Ände-
rungen, Ergänzungen oder Erweiterungen vor dieser Änderung wer-
den für diesen Bereich vollständig durch diese Bebauungsplan-Än-
derung ersetzt. 

(§ 9 Abs. 7 BauGB; Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

GR/FR  
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3    Zusätzliche bzw. gegenüber dem zu ändernden Plan 
anders lautende Örtliche Bauvorschriften (ÖBV) ge-
mäß § 74 LBO mit Zeichenerklärung 

    

  Ortsgestaltungssatzung  Innerhalb des gesamten Geltungsbereichs gilt die "Satzung über die 
Gestaltung und Erhaltung baulicher Anlagen – Ortsgestaltungssat-
zung" in Ihrer aktuellen Fassung.  

Die Inhalte der Ortsgestaltungssatzung (Fassung vom 26.11.1982) 
sowie alle Änderungen, Ergänzungen oder Erweiterungen, die sich 
auf diese Satzung beziehen, werden durch diese örtlichen Bauvor-
schriften zur 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wol-
fegg" ergänzt. Nunmehr anders lautende Inhalte ersetzen die bis-
herigen und von dieser Änderung betroffenen Inhalte vollständig. 

    

    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der örtlichen Bauvor-
schriften zur 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wol-
fegg" der Gemeinde Wolfegg  

(§ 9 Abs. 7 BauGB, Nr. 15.13. PlanZV; siehe Planzeichnung)  

    

    Abgrenzung der Zone I und II gem. der Gestaltungssatzung (§ 1) 

(§ 9 Abs. 7 BauGB, siehe Planzeichnung)  

    

  Dachformen   Die vorgeschriebene Dachform gilt für Dächer von Hauptgebäuden 
und von freistehenden Gebäuden (z.B. Garagen, Nebenanlagen) ab 
30 m³ umbauten Raum. 

Bei eingeschossigen Anbauten (z.B. Wintergärten, Garagen) an das 
Hauptgebäude sind neben der festgesetzten Dachform allgemein 
Flachdächer zulässig. Darüber hinaus können bei Anbauten an das 
Hauptgebäude geneigte Dach-Ebenen von den darüberliegenden 
Dach-Ebenen abgesetzt werden, sofern sie mit ihrer höchsten Seite 
vollständig mit der Fassade des Hauptgebäudes verschneiden ("an-
gepultetes Dach"). 

Ausnahmsweise können im Allgemeinen Wohngebiet 2 (WA2) und 
im Dorfgebiet (MD) Flachdächer für mehrgeschossige Teile des 
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Hauptbaukörpers zugelassen werden, sofern sich diese den festge-
setzten Dachformen unterordnen und eine dem Ortsbild angemes-
sene, ruhige Gesamtgestaltung der Gebäude gewährleistet bleibt. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 

    

  SD  Dachform Satteldach mit folgenden Maßgaben:  

− Vertikale Versätze von sich gegenüberliegenden Dach-
Ebenen (höhenmäßig versetzter First) sind unzulässig. 

− Geneigte Dachebenen quer zur Haupt-Firstrichtung, 
welche die Firstlinie schneiden (Krüppelwalm) sind zu-
lässig; sie werden auf max. 1,50 m Höhe (senkrecht) 
bzw. 2,00 m Trauflänge beschränkt. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Planzeichnung) 

    

  WD  Dachform Walmdach (auch als Zeltdach zulässig)  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Planzeichnung) 

    

  FD  Dachform Flachdach; als Flachdächer gelten Dächer bis zu einer 
Dachneigung von max. 3°. Flachdächer sind vollständig zu begrü-
nen; ein Dachüberstand ist nicht erforderlich. 

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Planzeichnung) 

    

  DN .... - ....°  Dachneigung; Winkel zwischen der Horizontalen und der Ebene 
des Daches als Mindest- und Höchstmaß; gilt für das Dach des 
Hauptgebäudes sowie für geneigte Dächer von Garagen.  

(§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO; siehe Planzeichnung) 
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  Anzahl der Stellplätze in 
den Baugebieten  

 Die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze pro Wohnung in den 
Baugebieten beträgt (bei der Berechnung ist aufzurunden): 

 
   Wohnungsgröße (WoFlV) Stellplätze hierfür 

   kleiner 50 m2 1,0 

   ab 50 m2 2,0 

 
   Für andere Nutzungen als Wohnen bleiben die gesetzlichen Vor-

schriften unbenommen. 

(§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO) 
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4    Nachrichtliche Übernahme von nach anderen ge-
setzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen 
gem. § 9 Abs. 6 BauGB mit Zeichenerklärung 

    

    Einzelanlage im Sinne des Denkmalschutzrechtes  

(§ 9 Abs. 6 BauGB; Nr. 14.3. PlanZV; siehe Planzeichnung) 

    

    Umgrenzung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts; hier Naturdenkmal "Friedenslinde Wolfegg" (Nr. 8436-
085-3214) sowie "Postlinde Wolfegg" (Nr. 8436-085-3215), in-
nerhalb des Geltungsbereiches (siehe Planzeichnung) 

 D 

ND 
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5    Hinweise und Zeichenerklärung  
    

    Weiterführende Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" der Gemeinde Wolfegg 
(siehe Planzeichnung) 

    

    Bereich der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet 
Wolfegg" der Gemeinde Wolfegg 

(siehe Planzeichnung) 

    

    Bestehendes Gebäude zur Zeit der Planaufstellung (siehe Plan-
zeichnung) 

    

    Bestehende Grundstücksgrenzen zur Zeit der Planaufstellung 
(siehe Planzeichnung) 

    

    

    Bestehende Flurstücksnummer (beispielhaft aus der Planzeich-
nung) 

    

    Geplante Grundstücksgrenzen; die so gekennzeichneten Grenzen 
stellen einen Vorschlag zur Aufteilung der Grundstücke dar (siehe 
Planzeichnung) 

    

  Natur- und Artenschutz  Die Außenbeleuchtung sollte in den Nachtstunden soweit als aus 
Gründen der Arbeits- bzw. Verkehrssicherheit möglich abgeschaltet 
oder bedarfsweise über Bewegungsmelder gesteuert werden. 

Zäune sollten zum Gelände hin einen Abstand von mind. 0,15 m 
zum Durchschlüpfen von Kleinlebewesen aufweisen. 

Die Errichtung von Regenwasser-Auffangbecken (Zisternen) sowie 
eines Komposts wird empfohlen. 

Bei der Pflanzung von Bäumen ist das Nachbarrechtsgesetz zu be-
rücksichtigen. 
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Zur Entwicklung von Extensivwiesen sollten die öffentlichen Grünflä-
chen durch zweimalige Mahd pro Jahr (1. Mahd nicht vor dem 
15.06; 2. Mahd Ende September) gepflegt werden. Das Mähgut 
sollte von der Fläche entfernt werden. Die Ausbringung von Dünge- 
oder Pflanzenschutzmitteln sollte vermieden werden. 

Gemäß § 44 des Bundes-Naturschutzgesetzes (BNatSchG) ist es ver-
boten, die Fortpflanzungs- oder Ruhestätten besonders geschützter 
Arten zu zerstören sowie streng geschützte Arten und europäische 
Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Über-
winterungs- und Wanderungszeit erheblich zu stören. Um das Ein-
treten eines Verbots-Tatbestandes im Sinne des § 44 BNatSchG zu 
verhindern, ist daher vor dem Abriss von Gebäuden (insbesondere 
Wirtschaftsgebäuden/Scheunen) sowie vor der Rodung alter Bäume  
zu prüfen, ob diese von besonders geschützten Tieren bewohnt wer-
den. Der Abriss bzw. die Rodung sollte im Falle eines Nachweises 
im Winter-Halbjahr erfolgen und mit der Unteren Naturschutzbe-
hörde des Landratsamtes Ravensburg abgestimmt werden. 

    

    Vorhandener Baum (Erhaltung bzw. Beseitigung in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Baumaßnahme, siehe Planzeichnung) 

    

  Vorhandene Gehölze  Gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG ist es verboten, in der Zeit vom 01.03. 
bis 30.09. außerhalb des Waldes vorkommende Bäume, Sträucher 
oder andere Gehölze zu roden. Notwendige Gehölzbeseitigungen so-
wie die Baufeldräumung sollten daher außerhalb der Brutzeit von 
Vögeln zwischen dem 01.10. und dem 28.02. des jeweiligen Jahres 
erfolgen. Es wird empfohlen, vorhandene Gehölze möglichst zu er-
halten (Erhaltung bzw. Beseitigung in Abhängigkeit von der jewei-
ligen Baumaßnahme) und während der Bauzeit mit entsprechenden 
Baumschutzmaßnahmen zu sichern. Um den Kronen- und Wurzel-
bereich vorhandener Bäume nicht zu beschädigen und den Gehölz-
bestand bestmöglich zu schützen, sollten alle baulichen Maßnah-
men gemäß DIN 18920 "Landschaftsbau-Schutz von Bäumen, 
Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" so-
wie RAS-LP4 "Richtlinie für die Anlage von Straßen, Teil Land-
schaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen, Vegetationsbestän-
den und Tieren bei Baumaßnahmen" durchgeführt werden. 
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    Umgrenzung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts; hier Naturdenkmal "Sommerlinde vor Gebäude Nr. 23, Leo-
Linde" (Nr. 8436-085-3203), außerhalb des Geltungsbereiches 
(siehe Planzeichnung) 

    

    Umgrenzung von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutz-
rechts; hier kartierte Biotope ("Kleine Feuchtfläche auf der Tafel-
wiese w Wolfegg", Nr. 1-8124-436-0134; "Nasswiese am Bauern-
hausmuseum Wolfegg", Nr. 1-8124-436-8343; "Sumpfseggenried 
auf Hangweide in Wolfegg", Nr. 1-8124-436-0132) gem. des § 30 
BNatSchG, außerhalb des Geltungsbereiches (siehe Planzeichnung); 

    

  Bodenschutz  Um den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Boden 
sicherzustellen wird empfohlen, ein Bodenmanagementkonzept zu 
erstellen und die Bauausführung bodenkundlich begleiten zu las-
sen. Das Bodenmanagementkonzept sollte folgende Punkte umfas-
sen: Feststellung der physikalischen Eigenschaften des auszuheben-
den Bodens; Erdmassenberechnungen (getrennt nach A-, B-, C-Ho-
rizont); Mengenangaben bezügl. künftiger Verwendung des Bodens; 
direkte Verwendung (im Baugebiet, außerhalb des Baugebietes); 
Trennung von Oberboden und kulturfähigem Unterboden bei Aus-
bau und Lagerung; Zwischenlagerung (Anlage von Mieten nach der 
DIN 19731); Maßnahmen zur Vermeidung und zur Beseitigung von 
Bodenverdichtungen; Ausweisung von Lagerflächen sowie Auswei-
sung von Tabuflächen (keine bauseitige Beanspruchung). Informa-
tionen zum Bodenschutz bei Baumaßnahmen enthält der Flyer "Bo-
denschutz beim Bauen", der als pdf auf der Homepage des Land-
ratsamtes Ravensburg verfügbar ist. 

Die DIN 19731 ("Bodenbeschaffenheit – Verwertung von Boden-
material") und DIN 18915 ("Vegetationstechnik im Landschaftsbau 
– Bodenarbeiten") sind bei der Bauausführung einzuhalten. 

    

  Brandschutz  Für die Zufahrten gilt die "Verwaltungsvorschrift über Flächen für 
Rettungsgeräte der Feuerwehr auf Grundstücken" in der jeweils ak-
tuellen Fassung (VwV Feuerwehrflächen). 

Für die Ermittlung der Löschwasserversorgung gilt das Regelwerk 
der DVGW Arbeitsblatt W 405. 

ND 
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Als Hydranten sollten Überflurhydranten DN 100 vorgesehen wer-
den. Die Abstände der Hydranten zueinander sollten 100-200 m 
nicht überschreiten. 

Gewerbebetriebe, die auf Grund der Brandlasten die Löschwasser-
versorgung aus der öffentlichen Wasserversorgung überschreiten, 
sollten für den Objektschutz selbstständig genügend Löschwasser 
(z.B. Zisterne) vorhalten.  

    

  Bodendenkmalpflege  Sollten bei Erdarbeiten Funde (beispielsweise Scherben, Metallteile, 
Knochen) und Befunde (z.B. Mauern, Gräber, Gruben, Brandschich-
ten) entdeckt werden, ist das Landesamt für Denkmalpflege beim 
Regierungspräsidium Stuttgart (Abt. 8) unverzüglich zu benachrich-
tigen. Fund und Fundstelle sind bis zur sachgerechten Begutach-
tung, mindestens bis zum Ablauf des 4. Werktags nach Anzeige, un-
verändert im Boden zu belassen. Die Möglichkeit zur fachgerechten 
Dokumentation und Fundbergung ist einzuräumen (gem. § 20 des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG)). Werden bei Aushubarbeiten Ver-
unreinigungen des Bodens festgestellt (z.B. Müllrückstände, Verfär-
bungen des Bodens, auffälliger Geruch o.ä.), ist das zuständige 
Landratsamt unverzüglich zu benachrichtigen. 

    

  Ergänzende Hinweise  Auf Grund der Beschaffenheit des Baugrundes der näheren Umge-
bung kann von einer Bebaubarkeit im überplanten Bereich ausge-
gangen werden. Den Bauherren wird darüber hinaus empfohlen, im 
Rahmen der Bauvorbereitungen eigene Erhebungen durchzuführen 
(z.B. Schürfgruben, Bohrungen). 

Auf die Lage der erforderlichen Hauskontrollschächte ist unabhängig 
von der festgesetzten Baugrenze bzw. den ggf. festgesetzten Flä-
chen für Garagen, Nebenanlagen oder Stellplätze zu achten. Die 
Schächte sind von Bebauung bzw. Versiegelung jeglicher Art freizu-
halten. 

Auf Grund der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen 
ist mit der Einwirkung von vorübergehenden belästigenden Geruchs-
Immissionen (z.B. durch Aufbringen von Flüssigdung, Pflanzen-
schutzmitteln etc.) sowie Lärm-Immissionen (z.B. Traktorengeräu-
sche, Kuhglocken etc.) zu rechnen. 
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Unterkellerungen an Gebäuden sollten in Gewässernähe als wasser-
dichte und auftriebsichere Wannen ausgeführt werden. Versicke-
rungsmulden sollten im Abstand von mind. 6,00 m zu unterkellerten 
Gebäuden angelegt werden. 

Bei Doppelhäusern sollte ein profilgleicher Anbau der einzelnen 
Haushälften angestrebt werden (d.h. gleiche Dachneigung, kein 
seitlicher und höhenmäßiger Versatz).  

Bei Grundstücken, bei denen das Maß der baulichen Nutzung über 
die zulässige Grundfläche festgesetzt ist, sollte für eine grenzüber-
schreitende Bebauung (Doppelhäuser, Reihenhäuser etc.) die max. 
Ausschöpfung der Grundfläche für die einzelnen Grundstücke durch 
privatrechtliche Regelungen frühzeitig vereinbart werden. 

    

  Plangenauigkeit  Obwohl die Planzeichnung auf einer digitalen (CAD) Grundlage er-
stellt ist (hohe Genauigkeit), können sich im Rahmen der Ausfüh-
rungs-Planung und/oder der späteren Einmessung Abweichungen 
ergeben (z.B. unterschiedliche Ausformung der Verkehrsflächen, un-
terschiedliche Grundstücksgrößen etc.). Weder die Gemeinde Wol-
fegg noch die Planungsbüros übernehmen hierfür die Gewähr.  

    

  Lesbarkeit der Planzeich-
nung 

 Zur Lesbarkeit der Planzeichnung werden übereinander liegende Li-
nien nebeneinander dargestellt (z.B. Nutzungskordel und vorge-
schlagene Grundstücksgrenze).  

Die Art der baulichen Nutzung gilt entsprechend der zugeordneten 
Farbe und damit auch über festgesetzte Nutzungsketten hinweg. 
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6  Satzung  
 

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634), § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 
(GBl. BW S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.06.2018 (GBl. S. 221), § 74 der Lan-
desbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 357, ber. S. 416), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GBl. S. 612, 613), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) sowie der Planzeichenverordnung 
(PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) hat der Gemeinderat der Gemeinde Wolfegg die 14. Änderung des Bebauungs-
planes "Ortsgebiet Wolfegg" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu in öffentlicher Sitzung am ...................... 
beschlossen. 

 
 § 1 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und der örtlichen 
Bauvorschriften hierzu ergibt sich aus deren zeichnerischem Teil vom 29.04.2019. 

 
 § 2 Bestandteile der Satzung  

Der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu beste-
hen aus der Planzeichnung und dem Textteil vom 29.04.2019.  

Der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und den örtlichen Bauvorschriften hierzu wird 
die jeweilige Begründung vom 29.04.2019 beigefügt, ohne deren Bestandteil zu sein.  

Die bisherigen Inhalte des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" (Satzungsbeschluss 16.11.1982 rechtsver-
bindlich seit 26.11.1982) sowie alle Änderungen, Ergänzungen oder Erweiterungen vor dieser Änderung wer-
den innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches durch die nunmehr festgesetzten Inhalte vollständig ersetzt.  

Die Inhalte der Ortsgestaltungssatzung (Fassung vom 26.11.1982) sowie alle Änderungen, Ergänzungen oder 
Erweiterungen, die sich auf diese Satzung beziehen, werden durch diese örtlichen Bauvorschriften zur 14. Än-
derung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" ergänzt. 

 
 § 3 Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf Grund von § 74 LBO 
erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt.  

Zuwiderhandeln kann mit Geldbußen bis zu 100.000,- € (Einhunderttausend Euro) belegt werden.  

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig die Vorschriften   

− zu Dachformen 
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− zu Dachneigungen 

− zur Anzahl der Stellplätze in den Baugebieten 

nicht einhält oder über- bzw. unterschreitet.  

 
 § 4 In-Kraft-Treten 

Die 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" der Gemeinde Wolfegg und die örtlichen Bau-
vorschriften hierzu treten mit der ortsüblichen Bekanntmachung des jeweiligen Satzungsbeschlusses in Kraft 
(gem. § 10 Abs. 3 BauGB).  

 
 § 5 Berichtigung des Flächennutzungsplanes 

Der Flächennutzungsplan wird gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB für Teil-Bereiche der 14. Änderung des Be-
bauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" im Wege der Berichtigung angepasst. 

 
 
 
 
 
Wolfegg, den ........................  

 
 
.......................................................... 
(Peter Müller, Bürgermeister) (Dienstsiegel) 
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7  Begründung – Städtebaulicher Teil 
  

  Allgemeine Angaben 

7.1.1  Zusammenfassung 

  Der überplante Bereich umfasst große Teile der Ortsmitte von Wolfegg und reicht im Norden bis zur 
Alttanner Straße (L 317), im Osten bis zum Ortsrand, im Süden bis an den Bereich "Kirchbühl-
Pfarr" und im Westen bis an den "St.-Gabriel-Weg". Das Plangebiet umfasst die zentrale Parkan-
lage (Wette), den davon östlich liegenden Bereich um den Hofgartenparkplatz bis zur Hofstelle 
"Knab", den Bereich um das heutige Rathaus am "Sennereiweg" sowie das Wohngebiet am "alten 
Kirchweg" bis an den "St.-Gabriel-Weg". 

  Innerhalb des überplanten Bereiches befinden sich zahlreiche hochwertige Gebäude mit Ortsbild 
prägendem Charakter, welche teilweise unter Denkmalschutz stehen. Trotz Nutzungsänderungen 
und Verlagerungen in den vergangenen Jahren, weist vor allem der nördliche Teilbereich weiterhin 
eine Nutzungsmischung aus Landwirtschaft, Dienstleistung, Gastronomie und Versorgung, öffentli-
chen Einrichtungen und Wohnen auf. 

  Die Änderung des Bebauungsplanes dient der Neuordnung und Weiterentwicklung der Ortsmitte 
von Wolfegg. Mit der Bebauungsplan-Änderung soll erreicht werden, dass eine maßvolle Nachver-
dichtung umsetzbar ist. Dabei soll das hochwertige Ortsbild nicht beeinträchtigt werden und die 
Vorhaben sich in die Siedlungsstruktur integrieren.  

  Für den Änderungsbereich wird eine neue Planzeichnung gemäß der Planzeichenverordnung 
(PlanZV) erstellt. Während die bisherigen Inhalte des Bebauungsplanes vor dieser Änderung durch 
die nun festgesetzten Inhalte vollständig ersetzt wird, gilt die Ortsgestaltungssatzung weiter und 
wird lediglich in einzelnen Vorschriften geändert und ergänzt. 

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Umwelt-
berichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht erfor-
derlich, da die Aufstellung der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die 
örtlichen Bauvorschriften hierzu im beschleunigten Verfahren (Bebauungspläne der Innenentwick-
lung) erfolgt (gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

  Ein Ausgleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffs-Regelung ist nicht erforderlich. Eingriffe, die auf 
Grund der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" zu erwarten sind, gelten als 
im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig 
(gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB).  
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7.1.2  Abgrenzung und Beschreibung des Änderungsbereiches  

  Der Geltungsbereich der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" befindet sich in 
der Ortsmitte der Gemeinde Wolfegg. Er entspricht dem südwestlichen und nordöstlichen Teil des 
räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" in der Fassung vom 
21.10.1981, rechtsverbindlich seit 26.11.1982.  

  Der Geltungsbereich der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" befindet sich in 
der Ortsmitte des Hauptortes Wolfegg im Bereich zwischen der "Alttanner Straße" (L 317) am Hof-
garten im Norden und dem "Alten Kirchweg" nahe der "Alten Pfarr" im Süden. 

Der Geltungsbereich der Änderung verläuft im Norden von der Hofstelle "Knab" entlang der "Alt-
tanner Straße" (L 317) und wird im Westen von der "Ravensburger Straße" bis zur Abzweigung 
"Gässle" begrenzt. Das Grundstück der "Alten Schule" westlich der "Ravensburger Straße" befindet 
sich noch im Geltungsbereich. Im weiteren Verlauf bilden die westlichen Grundstücksgrenzen der 
Grundstücke westlich des "Alten Kirchwegs" und teilweise der "St. Gabriel-Weg" die Abgrenzung. 
Im Süden wird der Geltungsbereich vom "Alten Kirchweg" begrenzt und verläuft im Südosten ent-
lang der "Rötenbacher Straße". Östlich der "Rötenbacher Straße" verläuft der Geltungsbereich ent-
lang des Flurstückes des Rathauses am "Sennereiweg" und wird nördlich von dem vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan "Alte Post" beschränkt, dessen Gebiet nicht Bestandteil des Bebauungspla-
nes wird. Der Geltungsbereich durchquert im weiteren Verlauf das Flurstück 107 und umfasst die 
Hofstelle "Knab" bis zur "Alttanner Straße". 

  Der überplante Bereich ist bereits weitgehend bebaut. Es sind nur noch einzelne bisher unbebaute 
Grundstücke, vor allem südlich des Hofgartenparkplatzes vorhanden. Im südlichen Teil überwiegt 
die Wohnnutzung. Östlich der "Rötenbacher Straße" am "Sennereiweg" befinden sich öffentliche 
Einrichtungen (u.a. Rathaus). Im zentralen bis nordöstlichen Bereich des Plangebiets befindet sich 
der Ortskern mit einer Vielzahl an ortsbildprägenden, teils denkmalgeschützten Gebäuden und ei-
ner öffentlichen Grünfläche. Am nordöstlichen Rand des Änderungsbereich befindet sich ein land-
wirtschaftlicher Betrieb. 

  Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich folgende Grundstücke mit den Flst.-Nrn.  76 (Teil-
fläche), 76/1 (Teilfläche), 78/3, 81, 82, 82/1, 83 (Teilfläche), 89/1, 91, 93, 97/1, 98/1 (Teil-
fläche), 99, 100, 106, 107(Teilfläche), 107/1, 107/2, 107/3, 108, 108/1, 108/2, 109/1, 122 
(Teilfläche), 122/3, 148, 148/10, 148/11 (Teilfläche), 148/12, 151/5 (Teilfläche), 151/16, 
169/1, 169/2, 169/3, 169/4, 169/5, 169/6, 170/2; 170/3; 170/4; 170/5; 170/6; 170/7; 
170/8; 170/9; 170/10; 170/12; 170/13; 171/3, 171/4, 171/5, 172/2 (Teilfläche), 172/3, 
172/4, 172/5, 172/6, 172/12, 172/15, 219 und 222. 
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  Städtebauliche und planungsrechtliche Belange 

7.2.1  Bestands-Daten und allgemeine Grundstücks-Morphologie 

  Innerhalb des überplanten Bereiches befinden sich zahlreiche hochwertige Gebäude mit Ortsbild 
prägendem Charakter, welche teilweise unter Denkmalschutz stehen.  

  Im Plangebiet befindet sich das Ortszentrum von Wolfegg mit seiner besonderen städtebaulichen 
Gestalt. Im Nordwesten bildet der große zentrale und teils parkartig gestaltete Platz (Wette) das 
Zentrum einer schematischen Bebauung. Hier reihen sich repräsentative, einst administrativen 
Zwecken dienende Massivbauten des 18. und 19. Jhs. traufständig aneinander und verleihen dem 
Ort ein städtisches Gepräge.  

Im Osten im Bereich der Hofstelle "Knab" besteht die Bebauung aus großen Baukörpern, welche 
westlich des "Sennereiweges" an den Hofgartenparkplatz und Kleingärten angrenzt. Die Bebauung 
westlich des Hofgartenparkplatz weist Wohn- und Geschäftshäuser aus den 1990er Jahren auf. 

Im Bereich des Rathauses befinden sich neben größeren Funktions-Gebäuden (u.a. Feuerwehr), 
das denkmalgeschützte Gebäude des ehem. Ortsgefängnisses (heute Wolfegg-Information). 

Das Wohngebiet um den "Alten Kirchweg" weist eine relativ homogene Gestaltung der Gebäude 
auf. Hier befinden sich Sattel- und Walmdachgebäude des 20. Jhs. Östlich des "Alten Kirchweges" 
überwiegen eher kleinere Grundstücksflächen mit Einzelhausbebauung. Westlich des "Alten Kirch-
weges" befinden sich größere Grundstücke welche Einzelhäuser aufweisen. 

  Die Topografie innerhalb des überplanten Bereiches weist keine Besonderheiten auf. Die überwie-
genden Teile des Geländes sind relativ eben. Grundsätzlich fällt das Gelände leicht nach Westen 
und Süden ab. Der Bereich am "St. Gabriel-Weg" befindet sich in Hanglage.  

 
7.2.2  Erfordernis der Planung  

  Der Bebauungsplan "Ortsgebiet Wolfegg" wurde im Jahr 1982 als Satzung erlassen, um die "städ-
tebaulichen Missstände" in der Ortsmitte zu beheben. Dieser Bebauungsplan hat seitdem in Ver-
bindung mit der Ortsgestaltungssatzung die städtebauliche Entwicklung in Wolfegg verbindlich ge-
regelt; für verschiedene Nutzungen (Rathaus, Schule, Feuerwehr etc.) sind bestimmte Flächen fest-
gesetzt.  

  In den letzten Jahren haben sich Veränderungen abgezeichnet, die eine Änderung des Bebauungs-
planes erforderlich machen. Verschiedene Nutzungen sind in der Ortsmitte entfallen oder wurden 
verlagert (Schule, Lebensmittel-Einzelhandel). Kommunale Einrichtungen entsprechen nicht mehr 
den heutigen Anforderungen, weshalb Neubauten bereits in Realisierung (Feuerwehr) oder in Pla-
nung (Rathaus) sind. Die Nachfrage nach neuem Wohnraum, auch in Form von Mehrfamilienhäu-
sern, ist seit Jahren anhaltend hoch. 



 Gemeinde Wolfegg    14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die örtlichen  
Bauvorschriften hierzu    Textteil (Entwurf) mit Seiten, Fassung vom 29.04.2019 

Seite 25 

  Der Gemeinde ist es ein Anliegen, eine geordnete und nachhaltige Entwicklung im historischen 
Ortszentrum von Wolfegg zu gewährleisten. Der Bereich soll eine Neuordnung erfahren, ohne die 
besondere städtebauliche Gestalt zu beeinträchtigen. Eine maßvolle Nachverdichtung soll ermög-
licht werden, um dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden Rechnung zu 
tragen.  

  Der Gemeinde erwächst daher ein Erfordernis bauleitplanerisch steuernd einzugreifen. 

 
7.2.3  Übergeordnete Planungen, andere rechtliche Vorgaben 

  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungsplanes 2002 Baden-
Württemberg (LEP 2002) des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg maßgeblich: 

 

 −  2.2.3.1 Die Inanspruchnahme von Freiräumen für Siedlungszwecke ist auf das unbe-
dingt notwendige Maß zu beschränken. Bei der Siedlungsentwicklung sind 
vorrangig die im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale an Brach- und 
Konversionsflächen, Baulücken und Baulandreserven zu nutzen. 

 − − 2.6.4.2 Im ländlichen Raum sollen zur Förderung des Leistungsaustauschs zwischen 
den höheren zentralen Orten und ihrer Stärkung als Versorgungs- und Arbeits-
platzzentren die Verkehrs- und Infrastrukturen in den Entwicklungsachsen an-
gemessen weiterentwickelt werden.  

 − − 3.1.6 Die Siedlungsentwicklung ist durch kleinräumige Zuordnungen von Raumnut-
zungen, insbesondere der Funktionen Wohnen und Arbeiten, so zu gestalten, 
dass verkehrsbedingte Belastungen zurückgehen und zusätzlicher motorisier-
ter Verkehr möglichst vermieden wird. […]  

 − − 3.1.9 Die Siedlungsentwicklung ist vorrangig am Bestand auszurichten. Dazu sind 
Möglichkeiten der Verdichtung und Arrondierung zu nutzen, Baulücken und 
Baulandreserven zu berücksichtigen sowie Brach-, Konversions- und Altlas-
tenflächen neuen Nutzungen zuzuführen. Die Inanspruchnahme von Böden 
mit besonderer Bedeutung für den Naturhaushalt und die Landwirtschaft ist 
auf das Unvermeidbare zu beschränken.  

 − − 5.1.1 Zum Schutz der ökologischen Ressourcen, für Zwecke der Erholung und für 
land- und forstwirtschaftliche Nutzungen sind ausreichend Freiräume zu si-
chern.  

 − − Karte zu 2.1.1 
"Raumkatego-
rien" 

Darstellung als ländlicher Raum im engeren Sinne. 
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  Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben 
nach der Verbindlichkeitserklärung vom 04.04.1996 des Regionalverbandes Bodensee-Ober-
schwaben maßgeblich: 

 
 − 2.1.5/Struktur-

karte 
Ausweisung der Gemeinde Wolfegg als Kleinzentrum. In Kleinzentren soll der 
häufig wiederkehrende überörtliche Bedarf gedeckt werden. 

 − 2.3.2/Karte 
"Siedlung" 

Ausweisung der Gemeinde Wolfegg als Siedlungsbereich. Die Siedlungsent-
wicklung ist vorrangig in den Siedlungsbereichen […] zu konzentrieren. In 
diesen Siedlungsbereichen sind qualifizierte Arbeitsplätze für die Bevölkerung 
im Einzugsgebiet sowie ausreichend Wohnungen für den Eigenbedarf und zur 
Aufnahme von Wanderungsgewinnen anzustreben. 

 
  Die Planung steht in keinem Widerspruch zu den o.g. für diesen Bereich relevanten Zielen des 

Landesentwicklungsplanes 2002 (LEP 2002) sowie des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben. 

  Die Gemeinde Wolfegg verfügt zusammen mit der Gemeinde Vogt über einen rechtsgültigen Flä-
chennutzungsplan (rechtsgültig mit Bekanntmachung am 12.02.1999). Die überplante Fläche 
wird hierin als Wohnbaufläche und gemischte Baufläche dargestellt. Diese im Bebauungsplan ge-
troffenen Festsetzungen und Gebietseinstufungen stimmen mit den Darstellungen des gültigen Flä-
chennutzungsplanes überein. In diesen Bereichen ist das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 Satz 1 
BauGB erfüllt. Die im Flächennutzungsplan dargestellten Gemeinbedarfsflächen Schule, Rathaus 
und Feuerwehr werden in Wohnbaufläche und gemischte Baufläche aufgeteilt. Dabei wird das Ge-
biet um die Schule zur gemischten Baufläche und das Gebiet um das Ehemalige Rathaus und der 
Feuerwehr zur Wohnbaufläche. In diesen Bereichen des Plangebietes ist im Zuge der weiteren Pla-
nung eine Berichtigung des Flächennutzungsplanes erforderlich. 

  In dem überplanten Bereich sind zahlreiche Denkmäler (Kulturdenkmale nach dem baden-würt-
tembergischen Denkmalschutzgesetz § 2): 

(DSchG)vorhanden: 

− Rötenbacher Straße 13: Ehemaliges Gefängnis, jetzt Nebengebäude Rathaus. Zweigeschossiger 
Walmdachbau; Obergeschoss, verputzt. 1814. 

− Wette 1: Ehemalige Beamtenwohnung, jetzt Geschäftshaus. Zweigeschossiger Massivbau mit 
Satteldach. Wappenkartusche, datiert 1708. 

− Wette 2: Gründerzeitliches Wohnhaus. Zweigeschossig mit Satteldach. Ortseitig mit Mittelrisalit. 
Neuklassizistische Fassade. 1879. 

− Wette 3: Ehemalige Beamtenwohnung. Zweigeschossiger Massivbau mit Satteldach. Wappen-
kartusche, datiert 1718. 
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− Wette 3a: Remise. Fachwerkbau mit Walmdach. 18. Jahrhundert 

− Wette 7: Ehemalige Beamtenwohnung, so genannte "Kleine Residenz". Zweigeschossig mit 
Mittelrisalit; Walmdach. 1834. Über dem Eingang neugotische Sandsteinmadonna. 
 

Darüber hinaus befindet sich in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet die historische Schlossanlage 
von Wolfegg mit dem Hofgarten sowie südlich des Plangebiets die "Alte Pfarr". 

  Inhalte von anderen übergeordneten Planungen oder anderen rechtlichen Vorgaben werden durch 
die Planung nicht tangiert. 

 
7.2.4  Allgemeine Zielsetzung, Entwicklung und Systematik der Planung  

  Allgemeine Zielsetzung der Planung ist es, Entwicklungsmöglichkeiten zu schaffen, ohne die be-
sondere städtebauliche Gestalt der Ortsmitte von Wolfegg zu beeinträchtigen. Die Erhaltung von 
Bauten und Plätzen von geschichtlicher und künstlerischer Bedeutung nimmt auch in der 14. Än-
derung des Bebauungsplanes einen besonderen Rang ein. 

  Für neue Vorhaben soll erreicht werden, dass sie zu der vorhandenen Siedlungs-Struktur hinzutre-
ten, ohne als Fremdkörper zu erscheinen und hinter den hochwertigen, prägenden Bauten zurück-
treten. Ziel der Planung ist es darüber hinaus, bei angemessener Ausnutzung der Flächen, die 
Voraussetzung für moderne und funktionelle Wohnnutzungen zu schaffen. 

  Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 28.11.2018 über die Sanierung oder den Neubau des 
Rathauses Wolfegg diskutiert. Dabei wurden der Verlauf der bisherigen Entscheidungsfindung, die 
Abwägung der Vor- und Nachteile von einzelnen Gestaltungsvarianten und den Bürgerbeteiligungs-
prozess vorgestellt. In dieser Gemeinderatssitzung fiel die Entscheidung zur Verlegung des Rathaus-
Standorts an den Hofgartenparkplatz und die Nachnutzung des bisherigen Rathaus-Areals für Woh-
nen. 

  In der Gemeinderatssitzung am 08.04.2019 wurden verschiedene Varianten für die Wohnbebau-
ung auf dem Rathaus-Areal und südwestlich des Hofgartenparkplatzes vorgestellt und diskutiert. 
Die Ergebnisse sind in den Bebauungsplan-Entwurf eingeflossen. 

  Die Neuordnung der Gebietstypen orientiert sich nicht am rechtsverbindlichen Bebauungsplan (WR, 
WA), sondern ist aus den Vorgaben des rechtsgültigen Flächennutzungsplanes (M, W) entwickelt. 
Im nördlichen Bereich des vorliegenden Plangebiets soll dauerhaft eine Nutzungsmischung (Woh-
nen, Gewerbe, öffentliche Einrichtungen) erhalten bleiben. Die Ausweisung eines Dorfgebiets (MD) 
soll dazu beitragen, den besonderen Bedürfnissen der Landwirtschaft (Hofstelle Knab) gerecht zu 
werden. Als Alternative zum Dorfgebiet (MD) hätte im Bereich um die zentrale Grünzone (Wette) 
ein Mischgebiet (MI) festgesetzt werden können. Dies wurde verworfen, da eine Aufgliederung in 
zu viele verschiedene Gebiete nach BauNVO nicht als zielführend erachtet wurde. 
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Die Aufstellung des 14.  Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" erfolgt im so ge-
nannten beschleunigten Verfahren gem. § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Bebauungspläne der Innenent-
wicklung). Dies ist aus folgenden Gründen möglich:  

− bei dem Vorhaben handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung. 

− die zulässige Grundfläche, die gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan zusätz-
lich ermöglicht wird, liegt unter 20.000 m². 

− es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter, da sich Bereiche solcher Schutzgüter nicht 
in räumlicher Nähe des überplanten Bereiches befinden. 

Somit sind die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens im Sinne des 
§ 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB eingehalten. 

  
 

Die Systematik des geänderten Teilbereiches entspricht weiterhin den Anforderungen des § 30 
Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungsplan").  

 
  Stand vor der Änderung; Inhalt der Änderung (Planungsrechtliche Festsetzungen) 

7.3.1  Stand vor der Änderung 

  Im rechtverbindlichen Bebauungsplan "Ortsgebiet Wolfegg" in der Fassung vom 21.10.1981, 
rechtsverbindlich seit 26.11.1982 werden Teile des Geltungsbereichs zwischen "St.-Gabriel-Weg" 
und "Rötenbacher Straße" als reines Wohngebiet (WR) ohne zulässige Ausnahmen und mit der 
Festsetzung der Wohnungsanzahl auf zwei Wohnungen pro Wohngebäude ausgewiesen. Die an-
deren Baugebiete wurden als Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Hierbei sind Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes und Anlagen für die Verwaltung sowie sportliche Zwecke als Ausnahme 
festgesetzt. Auch bei dem allgemeinen Wohngebiet gilt außerhalb der Sanierungsgebiete die Fest-
setzung von nicht mehr als zwei Wohnungen pro Wohngebäude.  

  Flächen für den Gemeinbedarf sind die Schule im Westen und das Rathaus im Osten. Die Feuer-
wehr, der gemeindliche Bauhof und die Post- und Fernmeldeeinrichtungen befinden sich in unmit-
telbarer Nähe zum Rathaus.  

  Die festgesetzten Höchstmaße dürfen nur bei den Gebäuden am Maximilanplatz 8, in der Wette 1 
und in der Rötenbacher Str. 5 überschritten werden. Eine allgemeine Überschreitung der Höchst-
maße ist nicht festgesetzt. 

  Des Weiteren ist festgesetzt, dass sämtliche Niederspannungsfreileitungen und Fernmeldeleitungen 
sind, vorbehaltlich anderer übergeordneter gesetzlicher Vorschriften, zu verkabeln sind.  

  Für Nebenanlagen ist festgesetzt, dass diese nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig sind, mit Ausnahme der Anlagen für Kleintierhaltung. 
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  Die Flächen südlich des Hofgartenparkplatzes werden über Geh- und Fahrrechte erschlossen. 

  

7.3.2  Inhalt der Änderung (Planungsrechtliche Festsetzungen) 

  In der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" entfällt das reine Wohngebiet 
(WR) westlich der "Rötenbacher Straße"; der Bereich wird stattdessen als Allgemeines Wohngebiet 
1 (WA1) umgewandelt. Im WA1 Gebiet können die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, 
Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für sportli-
che Zwecke ausnahmsweise zugelassen werden. Anlagen für Verwaltungen und Tankstellen werden 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Der Bereich ist auf Grund seiner Erschließungs-Situation 
und Grundstücks-Bemessung nur bedingt geeignet, solche Betriebe aufzunehmen. Unlösbare Nut-
zungskonflikte sowie die Unmöglichkeit der Integration in die städtebauliche Gesamtsituation sind 
die Gründe hierfür. 

  Das im Bebauungsplan "Ortsgebiet Wolfegg" als "Rathaus, Feuerwehr, Bauhof, Postgeb." bezeich-
nete Gebiet ist in der 14. Änderung als Allgemeines Wohngebiet 2 (WA2) festgesetzt. In diesem 
Bereich sind nur Anlagen für sportliche Zwecke ausnahmsweise zugelassen. Anlagen für Verwaltung 
und Tankstellen werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Im Unterschied zum WA 1 findet 
eine geringere Einschränkung der möglichen Nutzungen statt, da dieser Bereich gut erschlossen 
ist. 

  Der Bereich des Plangebiets nördlich des "Gässle" wird als Dorfgebiet (MD) festgesetzt. Als land-
wirtschaftlicher Betrieb ist hier die Hofstelle "Knab" vorhanden. Das geplante Rathaus entspricht 
den hier zulässigen "Anlagen für örtliche Verwaltungen". In diesem Gebiet sind Tankstellen nicht 
zulässig. Elektro-Tankstellen als einzelne Ladesäule im Sinne von Tankstellen können ausnahms-
weise zugelassen werden. Die Ladesäulen fügen sich durch Größe und Aussehen in die Umgebung 
ein und dienen lediglich dem Aufladen eines Elektro-Fahrzeugs. Dadurch, dass keine Verkaufsstelle 
zulässig ist sowie durch die entsprechend dem jeweiligen Fahrzeug benötigte Ladedauer, ist nicht 
von einem starken Zu- und Abgangsverkehr auszugehen. Vergnügungsstätten werden nicht Be-
standteil des Bebauungsplanes. Der Ausschluss von Vergnügungsstätten ist durch deren störenden 
Charakter auf das gesamte Umfeld begründet.  

  Die Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung beschränken sich auf das in der Baunut-
zungsverordnung (§ 16 Abs. 3 u. 4 BauNVO) angegebene Erfordernis zur Erlangung der Eigen-
schaften eines Bebauungsplanes im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB ("qualifizierter Bebauungs-
plan"). Dabei erhalten diejenigen Größen den Vorzug, die bezüglich ihrer Lesbarkeit unmissver-
ständlich sind.  

 − Bei der Festsetzung von Grundflächenzahlen wird eine maßvolle Erhöhung gegenüber 
dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan vorgenommen. Der festgesetzte Wert von 
0,30, 0,40 bzw. 0,45 befindet sich im Rahmen der im § 17 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) definierten Obergrenzen für Allgemeine Wohngebiete (WA) bzw. für 
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Dorfgebiete (MD). Für den Bestand ermöglicht er eine maßvolle Erweiterung der vor-
handenen Gebäude. 

− Die Überschreitung der zulässigen Grundfläche ist neben der in § 19 Abs. 1 BauNVO 
getroffenen Vorschrift durch nicht vollflächig versiegelte Stellplätze und Zufahrten zu 
Stellplätzen und Garagen um weitere 50%, jedoch höchstens bis zu einer Grundflä-
chenzahl von 0,80 überschritten werden. Hierdurch  wird eine sinnvolle Voraussetzung 
getroffen, um den ruhenden Verkehr aus den öffentlichen Bereichen fern zu halten. 

− Auf die Festsetzung einer Geschoßflächenzahl wird verzichtet. Es wurde bei der Fest-
setzung der Grundflächenzahlen i.V.m. der Zahl der Vollgeschossen jedoch darauf ge-
achtet, dass die in § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) definierten Obergren-
zen für die Geschoßflächenzahlen nicht überschritten werden können. 

− Die Festsetzung der Zahl der Vollgeschoße regelt die Höhenentwicklung im Plangebiet 
und ist sinnvoll, um eine homogene Art der Bebauung und Ausnutzung der Baukörper 
vorzugeben. 

− Die gleichzeitige Festsetzung von First- und Wandhöhen erfolgt nun in dem Bereich, 
in dem Flachgebäude als Hauptbaukörper zulässig sind. Die gewählte Systematik 
schließt in dieser Stelle Fehlentwicklungen aus. Sie ist auch für den Außenstehenden 
(z.B. Anlieger) nachvollziehbar und damit kontrollierbar. 

 

  Die festgesetzte offene Bauweise wird in Teilbereichen nicht weiter differenziert. Die Festsetzung 
einer offenen Bauweise beschränkt die Längenentwicklung von Baukörpern auf max. 50 m. Im 
Bereich des Allgemeinen Wohngebiets 1 (WA1) erfolgt eine Beschränkung auf die Umsetzung als 
Einzel- oder Doppelhaus. Im Bereich des Allgemeinen Wohngebiets 2 (WA2) ist die Abweichende 
Bauweise festgesetzt. Diese modifiziert die offene Bauweise dahingehend, dass die Länge von 
Hauptgebäuden in jede Richtung maximal 75,00 m betragen darf, wodurch die Umsetzung eines 
zusammenhängenden Wohnkomplexes ermöglicht wird. 

  Die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind so festgesetzt, dass sie sich am Bestand 
orientieren und die Gebäudelängen auf ein Ortsbildverträgliches Maß reduzieren. Konkrete Vorha-
ben sind bei der Festsetzung der Baugrenzen bereits berücksichtigt. Sichtbeziehungen, u.a. auf das 
denkmalgeschützte Gebäude "Rötenbacher Straße" werden durch die gezielte Festlegung der Bau-
grenzen freigehalten. 

  Bei Garagen und/oder Carports wurde festgesetzt, dass diese nur innerhalb der Umgrenzung der 
Flächen und innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind. Die Anordnung der Flä-
chen für Garagen ist auf die Erschließungs-Situation hin abgestimmt. Trotzdem besteht innerhalb 
der jeweiligen Grundstücke eine möglichst hohe Flexibilität in Bezug auf die Situierung der Gara-
gen. 
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  Festsetzungen zu Nebenanlagen wurden dahingehend geändert, dass im Baugebiet gemäß § 14 
BauNVO zulässige Nebenanlagen sowie Tiefgaragen und nicht überdachte Stellplätze auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfläche bzw. außerhalb der Fläche für Garagen und/oder Car-
ports zulässig sind. 

  Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen im Allgemeinen Wohngebiet 1 (WA1) wurde angepasst 
und berechnet sich aus der Grundstücksfläche geteilt durch 160 m². Der sich ergebende Wert wird 
nach den mathematischen Regeln gerundet. Die Festsetzung der maximal zulässigen Anzahl der 
Wohnungen in Wohngebäuden erfolgt aus städtebaulichen Gründen. Auf Grund der Kleinräumigkeit 
des Wohngebietes sowie des dörflichen Charakters des Orts-Teils wäre bei einer zu starken Bewoh-
nerdichte mit einer Fehlentwicklung zu rechnen.  

 
7.3.3  Infrastruktur  

  Die Festsetzung eines Geh- und Fahrechtes im Bereich der "Wette" erfolgt zugunsten der Allge-
meinheit, um eine bestehende Fußwegeverbindung zu sichern. 

  Die Verlegung der Umspannstation von Flst.  100 auf Flst.  101/5 (außerhalb des Geltungsbereichs) 
wird erfolgen. Auf die Festsetzung weiterer Flächen für Trafostationen wird bewusst verzichtet. Auf 
Grund des § 14 Abs.  2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) kann eine solche Nebenanlage in 
der Ausnahme zugelassen werden, auch falls im Bebauungsplan keine besondere Fläche hierfür 
festgesetzt ist. 

  Neben den o.g. Einrichtungen zur unmittelbaren Wohnumfeld-Verbesserung sind in räumlicher 
Nähe die wichtigen Infrastruktureinrichtungen des Ortes Wolfegg zu Fuß erreichbar (Schule, Kin-
dergarten, Rathaus). 

 
7.3.4  Verkehrsanbindung und Verkehrsflächen 

  Der überplante Bereich ist die "Alttanner Straße", die "Ravensburger Straße" und die "Rötenbacher 
Straße", die alle als Landesstraße klassifiziert sind, gut an das Verkehrsnetz angebunden.  

  Die Anbindung an den öffentlichen Personen-Nahverkehr (ÖPNV) ist gegeben. Eine Bushaltestelle 
ist am "Hofgartenparkplatz" vorhanden. 

  Der bestehende "Hofgartenparkplatz" wird als Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung in 
Form eines Multifunktionsplatz festgesetzt. Dieser heutige Parkplatz soll als Rathausvorplatz auf-
gewertet werden, allerdings weiterhin überwiegend dem ruhenden Verkehr dienen. Die Errichtung 
von Gebäuden oder Anlagen, welche dieser öffentlichen Nutzung dienen, ist auf dieser Fläche zu-
lässig. 
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  Die festgesetzten Verkehrsflächen südwestlich und südöstlich des "Hofgartenparkplatzes" ersetzen 
das bisherige Geh- und Fahrrecht in diesem Bereich und sichern die Erschließung der hier geplanten 
Bebauung. 

 
7.3.5  Nutzungskonflikt-Lösung, Immissions-Schutz 

  Im östlichen Bereich des Plangebietes befindet sich eine landwirtschaftliche Hofstelle, von welcher 
Geruch-Immissionen auf das übrige Plangebiet einwirken. Im Vorfeld des Bebauungsplanverfah-
rens wurde seitens des Fachbereiches Landwirtschaft des Landratsamt Ravensburg eine Ermittlung 
der zu erwartenden Geruch-Immissionen im Plangebiet durchgeführt (Emissionsberechnung nach 
VDI 3894 GERDA IV, Bericht vom 03.05.2018). Im Ergebnis zeigt sich, dass die maximal zulässige 
Geruchsstundenhäufigkeit von 15 % im geplanten Dorfgebiet nicht überschritten wird. In dem Be-
reich, in welchem ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt wird, wird die maximal zulässige Ge-
ruchsstundenhäufigkeit von 10 % ebenfalls eingehalten. Daher ist mit keinen Konflikten aufgrund 
von Geruch-Immissionen im Plangebiet zu rechnen. 

 
7.3.6  Wasserwirtschaft 

  Die Gemeinde verfügt über ein Mischwasser-System zur Entsorgung der Abwässer.  

  Das anfallende Schmutzwasser wird der gemeindlichen Kläranlage zugeführt. Die Anlage ist aus-
reichend dimensioniert.  

  Ein durchgängiges Konzept zur Regenwasserbewirtschaftung stellt sicher, dass die Belastung auf 
Grund der in den Kanal eingeleiteten Menge an Oberflächenwasser auch nach Umsetzung des 
Baugebietes den zuvor gegebenen Wert nicht übersteigt. Dabei wird folgendes, mehrstufiges Prin-
zip angewandt:  

Die Versiegelung der Freiflächen wird durch eine entsprechende Festsetzung über die Oberflächen-
Beschaffenheit minimiert. Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten 
u.a. untergeordnete Wege auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, um die Wasserauf-
nahmefähigkeit des Bodens weitestgehend zu erhalten. 

Niederschlagswasser, welche über die Dach- und Hofflächen der Neubauten anfällt, soll über die 
belebte Bodenzone wie mit der Muldenversickerung oder Flächenversickerung in den Untergrund 
versickert werden. Die Versickerung von Niederschlagswasser über Sickerschächte ist nicht zulässig.  

Die Ableitung in das Kanalnetz ist insgesamt auf das unumgängliche Maß zu beschränken.  

  Das Baugebiet wird an die gemeindlichen Frischwasserleitungen angeschlossen. Dadurch ist eine 
einwandfreie Trinkwasserversorgung gewährleistet.  
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7.3.7  Geologie  

  Die Flächen sind aus geologischer Sicht für eine Bebauung geeignet. Mit landschaftstypischen und 
ortsüblichen Erschwernissen bei der Ausführung der Baumaßnahmen muss jedoch gerechnet wer-
den. 
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8  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB), Konzept zur Grünordnung 

  

  Umweltprüfung und Abarbeitung der Eingriffsregelung bei beschleunigtem Verfahren 
gem. § 13a BauGB  

8.1.1  Umweltprüfung  

  Die Durchführung einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB sowie die Erstellung eines Umwelt-
berichtes gem. § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB sowie Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist nicht erfor-
derlich, da die 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB (Bebauungspläne der Innenentwicklung) erfolgt (gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 
BauGB).  

 
8.1.2  Abarbeitung der Eingriffsregelung  

  Eingriffe, die auf Grund der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" zu erwarten 
sind, gelten als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig (gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Ein Aus-
gleich bzw. eine Abarbeitung der Eingriffs-Regelung ist somit nicht erforderlich. 

 
  Abarbeitung der Umweltbelange (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)  

8.2.1  Bestandsaufnahme  

  Der Geltungsbereich der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" befindet sich in 
der Ortsmitte des Hauptortes Wolfegg im Bereich zwischen der "Alttanner Straße" (L 317) am Hof-
garten im Norden und dem "Alten Kirchweg" nahe der "Alten Pfarr" im Süden. Der Planbereich ist 
bereits weitgehend bebaut. Es sind nur noch einzelne bisher unbebaute Grundstücke, vor allem 
südlich des Hofgartenparkplatzes vorhanden. Im südlichen Teil überwiegt die Wohnnutzung. Öst-
lich der "Rötenbacher Straße" am "Sennereiweg" befinden sich öffentliche Einrichtungen (u.a. Rat-
haus). Im zentralen bis nordöstlichen Bereich des Plangebiets befindet sich der Ortskern mit einer 
Vielzahl an ortsbildprägenden, teils denkmalgeschützten Gebäuden und einer öffentlichen Grünflä-
che. Am nordöstlichen Rand des Änderungsbereich befindet sich ein landwirtschaftlicher Betrieb. 

  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund (Tiere und Pflanzen; § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch den vorliegenden Bebauungsplan wird bestehende Bebauung 
überplant. Dies bedeutet, dass für das Schutzgut bereits eine gewisse Beeinträchtigung besteht. 
Neben den Gebäuden können mehrere anthropogen geprägte Grünflächen vorgefunden werden 
(Gärten), welche nicht selten mit mehreren Baum- und Heckenstrukturen geprägt sind. Im nord-
westlichen Areal des Geltungsbereiches kann eine öffentliche Parkstruktur mit einem Oberflächen-
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gewässer und mehrerer hochwertiger Gehölzbestände vorgefunden werden, welcher einen potenzi-
ellen Lebensraum streng geschützter Arten darstellt. Im Plangebiet kann zwar eine hohe Artenviel-
falt festgestellt werden, diese ist jedoch überwiegend nicht standortgerecht bzw. einheimisch. An 
Tierarten können überwiegend Ubiquisten und Kulturfolger sowie siedlungstypische Vogelarten 
festgestellt werden. 

  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Die nächsten gem. § 30 BNatSchG 
kartierten Biotope liegen etwa 130 m weiter westlich ("Kleine Feuchtflächen auf der Tafelwiese w 
Wolfegg", Nr. 1-8124-436-0134; "Nasswiese am Bauernhausmuseum Wolfegg", Nr. 1-8124-
436-8343; "Sumpfseggenried auf Hangweide in Wolfegg", Nr. 1-8124-436-0132) des Geltungs-
bereiches. Das nächste FFH-Gebiet ("Altdorfer Wald", Nr. 8124-341" befindet sich ebenfalls west-
lich der Planfläche in einer Entfernung von ca. 375 m. Das Landschaftsschutzgebiet "Durchbruchstal 
der Wolfegger Ach" befindet sich ca. 440 m nordwestlich. Innerhalb sowie direkt angrenzend be-
finden sich mehrere Naturdenkmäler (innerhalb: "Postlinde Wolfegg", Nr. 84360853215; 2Frie-
denslinde Wolfegg", Nr. 84360853214; außerhalb: "Sommerlinde vor Gebäude Nr. 23, Leo-
Linde", Nr. 84360853203). 

  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Da große Teile des Plan-
gebietes bereits seit langem bebaut sind bzw. als gebäudenahe Freiflächen genutzt werden, treten 
die Böden hier nicht mehr in ihrer ursprünglichen Form in Erscheinung. Auch außerhalb der versie-
gelten Bereiche ist mit einer deutlichen anthropogenen Überprägung zu rechnen (z.B. Bodenver-
dichtungen durch vorhergehende Baumaßnahmen; Rückstände von Dünger- oder Pflanzenschutz-
mitteln aus der gartenbaulichen Nutzung der privaten Gärten usw.). Im Bereich der durch das 
Plangebiet verlaufenden Fußwege und Straßen sowie der vorhandenen Gebäude sind die Böden 
bereits versiegelt. Davon abgesehen sind die vorkommenden Böden vollständig unversiegelt und 
mit semi-natürlicher Vegetation bewachsen. Unter Berücksichtigung der o.g. Vorbelastungen kön-
nen sie im Bereich der Grün- bzw. Gartenflächen ihre Funktion als Ausgleichskörper im Wasser-
haushalt sowie als Filter und Puffer für Schadstoffe noch weitgehend unbeeinträchtigt erfüllen. 

  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Im Plangebiet ist im Be-
reich der öffentlichen Parkanlage ein Oberflächengewässer vorhanden. Auf Grund der bestehenden 
Bebauung und vorhandenen Straßen besteht bereits eine deutliche Beeinträchtigung der Versicke-
rungsfähigkeit der anstehenden Böden. Da es sich um die Überplanung von Bestandsgebäuden 
handelt, sind Ver- und Entsorgungsleitungen für Trinkwasser und Abwasser bereits gegeben. 

  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Auf Grund der bestehenden Bebauung ist nicht damit zu rechnen, dass im Plangebiet in 
größerem Umfang Kaltluft entsteht. Die vorhandenen Bäume und Sträucher tragen zwar lokal zur 
Frischluftbildung bei. Der Planbereich besitzt jedoch insgesamt für das Schutzgut Klima/Luft nur 
eine geringe Bedeutung. Schadstoffanreicherungen in der Luft sind vom bestehenden Anlieger-
Verkehr nur in sehr geringem Umfang zu erwarten. 
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  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Da der vorliegend über-
plante Ortsteil überwiegend von den Bestandsgebäuden geprägt wird, ist das Landschaftsbild in 
diesem Bereich bereits in gewisser Weise vorbelastet. Die Gehölze, welche in den privaten Gärten 
sowie in der Parkanlage vorkommen, tragen zur Ortsrandeingrünung bzw. zur Durchgrünung bei. 
Die öffentliche Parkanlage dient für die ortsansässige Bevölkerung sowie für Touristen als Naher-
holungsort. 

  
8.2.2  Auswirkungen der Planung 

  Schutzgut Arten und Lebensräume und Biologische Vielfalt; Biotopverbund (Tiere und Pflanzen; § 1 
Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Das Schutzgut erfährt durch die Planung nur geringe Veränderungen 
bzw. Beeinträchtigungen. Sollte es zu Erweiterungen von Bestandsgebäuden oder zu Nachverdich-
tungen kommen, gehen weitere Grünflächen und daher Lebensräume verloren. Zudem wäre es 
möglich, dass einzelne Bäume im Zuge der Maßnahmen gefällt werden müssen. Diese Eingriffe 
stellen jedoch nur eine geringe Beeinträchtigung für das Schutzgut dar. Der Bebauungsplan enthält 
einen entsprechenden Hinweis, dass bei Gehölzrodungen die Vogelschutzzeiten sowie ganz allge-
mein die artenschutzrechtlichen Vorgaben zu beachten sind. Die im Bereich der öffentlichen Park-
anlage vorkommenden Bäume und Sträucher sind durch die Festsetzung einer Grünfläche gesichert 
und bleiben weiterhin bestehen. 

  Schutzgebiete/Biotope (insb. § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. b BauGB): Die o.g. kartierten Biotope und 
Schutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. Die im Plangebiet vorkommenden Naturdenk-
mäler werden in der Planung als solches gekennzeichnet sowie nachrichtlich übernommen und 
bleiben unverändert bestehen. 

  Schutzgut Boden, Geologie und Fläche (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Sollte eine weitere Nach-
verdichtung bzw. Erweiterung von Bestandsgebäuden erfolgen, ist mit dem Verlust der Bodenfunk-
tionen in diesem Bereich zu rechnen. Im Bereich der neuen Baukörper bzw. Zufahrtsflächen kommt 
es zu einer Abtragung der oberen Bodenschichten. Die versiegelten Flächen können nicht mehr als 
Standort für Nutzpflanzen oder die natürliche Vegetation dienen und bieten Bodenorganismen kei-
nen Lebensraum mehr. Zudem wird das eintreffende Niederschlagswasser in diesen Bereichen nicht 
mehr gefiltert und gepuffert. Auf Grund der jeweils geringen Flächengröße sind diese Vernachläs-
sigungen insgesamt zu vernachlässigen. 

  Schutzgut Wasser/Wasserwirtschaft (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Durch eine weitere Versie-
gelung, infolge einer möglichen Nachverdichtung, ist eine erneute Beeinträchtigung der Versicke-
rungsrate gegeben. Dies ist jedoch von untergeordneter Bedeutung für das Schutzgut. Das Ober-
flächengewässer im Bereich der Parkanlage bleibt als solches bestehen und wird durch die Planung 
nicht verändert. 
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  Schutzgut Klima/Luft, Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a und h 
BauGB): Für das Schutzgut können keine nennenswerten Veränderungen durch die Planung fest-
gestellt werden. Sollten einzelne Bäume bei einer möglichen Nachverdichtung entfallen, so wäre 
dies ein Verlust von potenziellen Frischluftproduzenten. Dies ist jedoch auf Grund des allgemein 
dörflichen Charakters von Wolfegg nicht von Bedeutung. 

  Schutzgut Landschaftsbild (Landschaft; § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB): Da es sich um eine Über-
planung von Bestandgebäuden handelt, erfährt das Schutzgut keine weitere Beeinträchtigung. 
Sollte es zu Veränderungen an Gebäuden oder einer Nachverdichtung kommen, ist dies voraus-
sichtlich kaum landschaftswirksam. 

  
8.2.3  Konzept zur Grünordnung 

  Das Konzept zur Grünordnung berücksichtigt den Bestand und die Auswirkungen der Planung wie 
folgt:  

  Im nordwestlichen Plangebiet wird eine öffentliche Grünfläche als Parkanlage festgesetzt, die der 
Durchgrünung dient, eine auflockernde, ortsbildprägende Grünzone zwischen der vorhandenen Be-
bauung schafft und für die Sicherung der vorhandenen, wertvollen Gehölzbestände zuständig ist. 

  Die Verwendung versickerungsfähiger Beläge für Stellplätze, Zufahrten u.a. untergeordnete Wege 
auf den privaten Baugrundstücken wird festgesetzt, um die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens 
weitestgehend zu erhalten und damit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch 
die Versiegelung zu minimieren. 

  Oberflächen aus Zink, Titan-Zink, Kupfer oder Blei werden für baukonstruktive Elemente, die groß-
flächig mit Niederschlagswasser in Berührung kommen, zum Schutz des Bodens und des Grund-
wassers ausgeschlossen. 

  Die Durchlässigkeit des Gebietes für Kleinlebewesen kann erhalten werden, wenn Zäune einen Min-
destabstand zum natürlichen Gelände einhalten und auf Sockelmauern verzichtet wird.  

  Um den vorhandenen Gehölzbestand als Lebensraum v.a. für Kleinlebewesen und Vögel zu sichern 
und gleichzeitig eine Eingrünung des Baugebietes zu gewährleisten, wird empfohlen die bestehen-
den Gehölze möglichst zu erhalten.  
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9  Begründung – Bauordnungsrechtlicher Teil  
  

  Systematik der Planung 

9.1.1  Systematik der Planung 

  Innerhalb des gesamten Geltungsbereichs gilt weiterhin die "Satzung über die Gestaltung und Er-
haltung baulicher Anlagen – Ortsgestaltungssatzung" in Ihrer aktuellen Fassung. Diese Satzung 
verweist bei Dachform und Dachneigung auf die Einschreibe des Bebauungsplanes (Planzeich-
nung). In der Planzeichnung sind auch Zone I und Zone II verortet, in denen ein unterschiedlicher 
Anforderungsgrad an die bauliche Gestaltung bestimmt wird. In Zone I befindet sich der historische 
Ortskern und Zone II besteht aus der Ortserweiterungen im Süden und der landwirtschaftlichen 
Hofstelle östlich des historischen Ortskerns. 

Die Inhalte der Ortsgestaltungssatzung (Fassung vom 26.11.1982) werden durch die vorliegenden 
örtlichen Bauvorschriften zur 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" ergänzt. 
Nunmehr anders lautende Inhalte, also insbesondere die Einschriebe zu Dachform und Dachnei-
gung in der Planzeichnung, ersetzen die bisherigen und von dieser Änderung betroffenen Inhalte 
vollständig.  

  

  Stand vor der Änderung; Inhalt nach der Änderung 

9.2.1  Stand vor der Änderung 

  Im rechtsverbindlichen Bebauungsplan "Ortsgebiet Wolfegg" in der Fassung vom 21.10.1981, 
rechtsverbindlich seit 26.11.1982 sind für Dachformen und Dachneigungen die entsprechend der 
Einschriebe im Bebauungsplan. Hierin sind für das vorliegende Plangebiet als Dachform Satteldach 
mit einer Dachneigung von 40-45° sowie bei Denkmalen die Dachform bzw. Dachneigung ent-
sprechend dem Bestand vorgeschrieben.  

  Die Anzahl der Stellplätze in den Baugebieten sind nach dem Garagenerlass zu berechnen. 

  
9.2.2  Inhalt der Änderung 

  In der Planzeichnung werden Zone I und Zone II neu abgegrenzt, so dass für die rückwärtigen, 
südlich bzw. südwestlich des Hofgartenparkplatzes liegenden Grundstücke nun geringere Anforde-
rungen gelten. In diesem für das Ortsbild weniger bedeutenden Bereich wird kein Erfordernis ge-
sehen, die weitgehenden Vorschriften an die Gestaltung von Gebäuden beizubehalten. Eine Beein-
trächtigung für das Ortsbild ist hierdurch nicht zu erwarten.  
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  In der vorliegenden Änderung erfolgt eine genaue Bestimmung der Vorgaben für Dachformen. Die 
Festsetzung zu den Dachformen gilt für Dächer von Hauptgebäuden und von freistehenden Gebäu-
den wie z.B. Garagen oder Nebenanlagen ab 30 m² umbauten Raum. Diese Festsetzung soll ver-
hindern, dass das Ortsbild durch eine Vielzahl an Dachformen beim Hauptbaukörper und größeren 
Nebengebäuden gestört wird. 

  Die Dachformen für den Hauptbaukörper beschränken sich überwiegend auf das Satteldach. Im 
Bereich des Wohngebiets um den "Alten Kirchweg" sind zudem Walmdachgebäude zulässig, da 
diese Dachform hier bereits prägend ist. Für den rückwärtigen, südwestlich des Hofgartenparkplat-
zes liegenden Bereich wird das Flachdach für den Hauptbaukörper zugelassen, um eine zeitgemäße 
Umsetzung von Baukörpern zu ermöglichen. Bei Flachdachgebäude ist statt der sonst erforderlichen  
Eindeckung mit roten oder rotbraunen Dachziegeln, eine vollständige Begrünung auszuführen und 
auf den sonst erforderlichen Dachüberstand kann verzichtet werden. 

  Um für untergeordnete Bauteile Flexibilität zu ermöglich wird bestimmt, dass bei eingeschossigen 
Anbauten (Wintergärten, Garagen) an das Hauptgebäude sind neben der festgesetzten Dachform 
allgemein auch Flachdächer zulässig. Darüber hinaus können bei Anbauten an das Hauptgebäude 
geneigte Dach-Ebenen von den darüber liegenden Dach-Ebenen abgesetzt werden, sofern sie mit 
ihrer höchsten Seite vollständig mit der Fassade des Hauptgebäudes verschneiden ("angepultes 
Dach"). 

  In die örtlichen Bauvorschriften ist die Ausnahme ausgearbeitet, dass im Allgemeinen Wohngebiet 
WA2 und im Dorfgebiet (MD), an Stellen wo als Dachform nur das Satteldach zulässig ist, Flach-
dächer für mehrgeschossige Teile des Hauptgebäudes zugelassen werden können, sofern sich diese 
den festgesetzten Dachformen unterordnen und eine dem Ortsbild angemessene, ruhige Gesamt-
gestaltung der Gebäude gewährleistet bleibt.  

  Das Spektrum der zulässigen Dachneigungen wird gegenüber den bestehenden Vorschriften auf-
geweitet. Es entspricht weiterhin den ortsüblichen und landschaftstypischen Vorgaben, berücksich-
tigt darüber hinaus zeitgemäße Bauformen. 

  Die Anzahl der Stellplätze im Baugebiet wurden dahingehend geändert, dass die Anzahl der nach-
zuweisenden Stellplätze pro Wohnung nach der Wohnungsgröße bestimmt wird. Hierbei müssen 
Wohnungen unter 50 m² Wohnraum einen Stellplatz nachweisen und Wohnungen ab 50 m² Wohn-
raum zwei Stellplätze. Für andere Nutzungen als Wohnen bleiben die gesetzlichen Vorschriften 
unbenommen. Auf Grund der Lage des Gebietes im ländlichen Raum ist erfahrungsgemäß mit einer 
hohen Mobilität zu rechnen. Um städtebauliche Fehlentwicklungen durch einen Mangel an Stell-
plätzen auszuschließen, hat sich die hier angewandte Regelung bewährt, da sie bereits bei kleinen 
Wohnungsgrößen die Schwelle zum Nachweis von mehr als einem Stellplatz sieht. Die für die dort 
wohnende Bevölkerung erforderlichen Stellplätze können vom öffentlichen Verkehrsraum nicht auf-
genommen werden, weshalb auf den privaten Flächen ausreichende Stellplätze nachgewiesen wer-
den müssen. 
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10  Begründung – Sonstiges  
  

  Umsetzung der Planung 

10.1.1  Maßnahmen und Zeitplan zur Verwirklichung 

  Eine Veränderungssperre ist nicht erforderlich. 

  Boden ordnende Maßnahmen (Grundstücks-Tausch, Umlegung) sind nicht erforderlich und nicht 
geplant. 

 
10.1.2  Wesentliche Auswirkungen 

  Wesentliche Auswirkungen auf die gesamtgemeindliche Situation sind auf Grund des beschränkten 
Ausmaßes der möglichen Nachverdichtung nicht erkennbar. Die infrastrukturellen Einrichtungen 
sind geeignet, die zusätzlichen Einwohner bzw. Einrichtungen zu versorgen. 

  Für die bereits bebauten Grundstücke ist mit einer geringen Einbuße an der Erlebbarkeit der freien 
Landschaft sowie des städtebaulichen Umfeldes zu rechnen (z.B. Ausblick). Auf Grund der getroffe-
nen Festsetzungen (Höhenbeschränkungen, überbaubare Grundstücksflächen) sind diese Auswir-
kungen als akzeptabel zu bewerten. 

 
  Erschließungsrelevante Daten 

10.2.1  Kennwerte 

  Fläche des Geltungsbereiches: 7,62 ha 

  Flächenanteile:  

 
 Nutzung der Fläche Fläche in ha Anteil an der Gesamtfläche 

 Bauflächen als WA1 und WA2 2,68  35,2 %  

 Bauflächen als MD 3,61  47,3 %  

 Öffentliche Verkehrsflächen  1,05  13,8 %  

 Öffentliche Grünflächen und Wasserflächen 0,28  3,7 %  
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10.2.2  Erschließung 

  Abwasserbeseitigung durch Anschluss an: gemeindliche Abwasserbeseitigung 

  Wasserversorgung durch Anschluss an: Zweckverband Wasserversorgung Obere Schussentalgruppe 

  Die Löschwasserversorgung wird durch eine entsprechende Dimensionierung der Wasserleitungen 
in Verbindung mit einer ausreichenden Anzahl von Hydranten sichergestellt.  

  Stromversorgung durch Anschluss an: Netze BW, Biberach 

  Gasversorgung durch: Thüga AG, Bad Waldsee 

  Müllentsorgung durch: Veolia Umweltservice Süd, Bad Waldsee 

  Durch die 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die örtlichen Bauvorschrif-
ten hierzu sind keine weiteren Erschließungsmaßnahmen erforderlich. Die vorhandenen Erschlie-
ßungsanlagen (Verkehrsflächen, Versorgungsleitungen, Abwasserleitungen) sind ausreichend di-
mensioniert und funktionsfähig. 
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11   Begründung – Auszug aus übergeordneten Planun-
gen 

  
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Ausschnitt aus dem  
Landesentwicklungsplan 
Baden-Württemberg 
2002, Karte zu 2.1.1 
"Raumkategorien"; Dar-
stellung als Ländlicher 
Raum im engeren Sinne 

Ausschnitt aus dem Regi-
onalplan Bodensee-Ober-
schwaben, Karte zu 2.3.2 
"Siedlung", Darstellung 
als Kleinzentrum 

 

Auszug aus dem rechts-
gültigen Flächennut-
zungsplan, Darstellung 
als Wohnbaufläche (W), 
gemischte Baufläche (M) 
und Gemeinbedarfsfläche  
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12   Begründung – Bilddokumentation 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schrägluftbild "Wette" 
und "Hofstelle Knab" von 
Westen 

Schrägluftbild Rathaus 
von Norden  

Schrägluftaufnahme "Al-
ter Kirchweg" von Westen 
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Blick von Süden auf das 
Rathaus und die "Wolfegg 
Information" (Rötenba-
cher Straße 11 und 13) 

Blick von Südwesten auf 
die zentrale Grünfläche 
und die ehem. Schule 

Blick von Westen auf die  
"Hofstelle Knab" 



 Gemeinde Wolfegg    14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die örtlichen  
Bauvorschriften hierzu    Textteil (Entwurf) mit Seiten, Fassung vom 29.04.2019 

Seite 45 

13   Verfahrensvermerke 
  

  Aufstellungsbeschluss zur Änderung (gem. § 2 Abs. 1 BauGB) 

 Der Aufstellungsbeschluss zur Änderung erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom …………. . 
Der Beschluss wurde am  …………. ortsüblich bekannt gemacht. 

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 

 
  Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 BauGB) 

 Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (gem. § 3 Abs. 1 BauGB) mit öffentlicher Unter-
richtung sowie Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung wurde abgesehen (gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 
gem. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB) Der Öffentlichkeit wurde gemäß § 13 a BauGB Gelegenheit gege-
ben, sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung 
zu unterrichten und sich bis zum ……. zur Planung zu äußern (Bekanntmachung am 
……….). 

Die öffentliche Auslegung fand in der Zeit vom …………. bis …………. (Billigungsbe-
schluss vom ………….; Entwurfsfassung vom ………….; Bekanntmachung am 
………….) statt (gem. § 3 Abs. 2 BauGB). 

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 

 

  Beteiligung der Behörden (gem. § 4 BauGB) 

 Von einer Unterrichtung und Aufforderung zur Äußerung der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wurde abgesehen (gem.§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

Von den Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellungnahmen eingeholt 
(gem. § 4 Abs. 2 BauGB). Sie wurden mit Schreiben vom …………. (Entwurfsfassung vom 
………….; Billigungsbeschluss vom ……….) zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefor-
dert.  

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 
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  Satzungsbeschluss (gem. § 10 Abs. 1 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss erfolgte in der Gemeinderatssitzung vom …………. über die Entwurfs-
fassung vom …………. . 

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 

 

  Ausfertigung  

 Hiermit wird bestätigt, dass die 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die 
örtlichen Bauvorschriften hierzu in der Fassung vom …………. dem Satzungsbeschluss des 
Gemeinderates vom ……. zu Grunde lagen und dem Satzungsbeschluss entsprechen. 

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 

 

  Bekanntmachung und In-Kraft-Treten (gem. § 10 Abs. 3 BauGB)  

 Der Satzungsbeschluss wurde am …………. ortsüblich bekannt gemacht. Die 14. Änderung 
des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" und die örtlichen Bauvorschriften hierzu sind damit in 
Kraft getreten. Sie werden mit Begründung für jede Person zur Einsicht bereitgehalten. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 

 

  Berichtigung des Flächennutzungsplanes 

 Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Wolfegg wurde gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB für Teil-
bereiche der 14. Änderung des Bebauungsplanes "Ortsgebiet Wolfegg" im Wege der Berichtigung 
angepasst. Die Berichtigung des Flächennutzungsplanes wurde am …………. ortsüblich be-
kannt gemacht.  

 
 Wolfegg, den …………. ………………………… 
  (Peter Müller, Bürgermeister) 
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Plan aufgestellt am: 29.04.2019   
 

    
 

    
 

 

Planer: 

 

…………………………… Büro Sieber, Lindau (B) 
 

(i.A. Melanie Weber)  
 

 
Die Planung ist nur zusammen mit Textteil und zeichnerischem Teil vollständig. Nur die versiegelten Originalausfertigungen tragen die 
Unterschrift des Planers. Der Text ist auf der Grundlage der jeweils aktuellen amtlichen Rechtschreibregeln erstellt. 

 


